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Ferner sind die Kommunender InterkommunalenArbeitsgemeinschaftum die Schaffungeiner ein¬
heitlichen Kartengrundlagefür denGrenzraumbemüht.In Kooperationmit demLandesvermessungsmat
desSaarlandesund demInstitut GéographiqueNational (IGN) soll, basierendauf einer aktuellenLuft-
bildbefliegung,ein Kartenwerk im Maßstab 1:5.000entstehen,das denbeteiligtenGebietskörperschaf¬
ten auch in digitaler Form zur Verfügung gestellt werdensoll. Unter der Federführungder Landes¬
hauptstadtSaarbrückenwird diesesUnterfangenausGeldernder GemeinschaftsinitiativeINTERREG
II mit etwa 250.000ECU gefördert (Bahr 1997,frdl. mdl. Mitt.).

7.4.1.3 DasProjekt „TEMSIS“

JüngstesVorhaben ist ein grenzüberschreitendesUmweltinformationsnetzwerk namensTEMSIS
(transnational environmentalmanagementsupportand information system),dasderzeitin Zusam¬
menarbeitmit namhaftenForschungseinrichtungenaufgebautwird (Finanzvolumen:2 Mio. ECU, davon
1,2 Mio. ausdemTELEMATICS-Programm der EU). Es soll der Aufbereitung und Verbreitung von
Umweltdatenund -informationenim Grenzraumdienen.Besondersinnovativ ist dabei die Zugänglich¬
keit derDatenbanküberöffentliche „Umweltkioske“, die im RathausSarreguemines,beim Stadtverband
sowie in je zwei weiterenGemeindenauf deutscherund französischerSeiteeingerichtetwerdensollen.
NebenderallgemeinenInformation sollendie aufbereitetenDatenGrundlagefür gemeinsamePlanungen
im Grenzraum sein. So werdenBasisdatenzu den ThemenfeldernLuftqualität, Wasserhaushalt,so-
zioökonomischeStrukturen sowie zur tatsächlichenund geplantenFlächennutzungerfaßt. Letzterer
AspektdientderZusammenführungderBebauungsplänebzw. POSderGemeindenim Grenzraum,um -
in Ermangelungeinesrechtskräftigen,grenzüberschreitendenPlanwerks - wenigstensüber eine annä¬
herndharmonisiertePlanungsgrundlagezu verfügen(SVS/SARREGUEMINES1995).

7.4.2 Gewerbeflächen-undAnsiedlungspolitik

BisherherausragendesProjekt der angestrebtengemeinsamenVermarktungdesWirtschaftsstandorts
saarländisch-lothringischerGrenzraumist die Konzeption grenznaherbzw. grenzüberschreitenderGe¬
werbeflächen,die jeweilige nationaleLagevorteilebeiderseitsder Grenzebündelnund somit attraktive,
für den europäischen Markt strategisch günstige Betriebsstandorte bieten. Unter dem Namen
EUROZONE- GemeinsameEntwicklungszoneSaarbrücken,Saarlouis,Moselle-Estwurdeeineent¬
sprechendeMachbarkeitsstudiein Auftrag gegeben,derenErgebnisseseit Anfang 1996 vorliegenund
Aufschluß über mögliche Standorte,sinnvolle Schwerpunktesowie rechtliche Aspekte des Projektes
geben.Insbesondereletzteredürften weiterhin die größteHürde für die Realisierungder EUROZONE
darstellen.Zwar hat dasKarlsruher Abkommenmit demGrenzüberschreitendenörtlichen Zweckver¬
band(GöZ)einegeeigneteOrganisationsformgeschaffen,dieeineparitätischeTrägerschaftderEinzel¬
projekte erlaubt, jedochbleibenvor allemFragendesjeweils nationalenSteuerrechts,der Tarifbestim¬
mungen,des Arbeits- und Umweltrechtsbisher nur unzureichendgeklärt (HALMES1996; PROFÖHR
1996). Welcher der vier in der Machbarkeitsstudie vorgeschlagenenEinzelstandorte als erste
EUROZONEentwickeltwird, ist nochnicht definitiv entschieden(RépublicainLorrain v. 13.5.1995;
SaarbrückerZeitung v. 27728.1.1996).

Das Projekt ist, in seinerjetzigen Phase,nur bedingt als kommunaleForm der Kooperation zu be¬
zeichnen,obwohl mit der Entwicklung von Gewerbeflächenunmittelbar der im Zuständigkeitsbereich
der GemeindenliegendeSektorder Bauleitplanungberührt wird. Der seit Herbst 1994bestehendenBe¬
gleitgruppe gehörenjedoch lediglich der StadtverbandSaarbrückenund der Landkreis Saarlouis als
kommunaleGebietskörperschaftenan.WeiterePartnersindder französischeStaat (vertretendurch den
PräfektenderRegionLothringen), der RegionalratLothringenund derGeneralratdesDepartementMo¬
sellesowie das Saarland(Ministerium für Wirtschaft und Finanzen,Ministerium für Umwelt, Energie
und Verkehr). Die betroffenenGemeindensollenerst in der UmsetzungsphasedesProjektesin denEnt¬
scheidungsprozeßintegriert werden,d.h. dann,wennsiedie notwendigenplanungsrechtlichenGrundla¬


